. ——) 

Anzeigenannhme in der Geſchäfts⸗ 
ſtelle Thoran, Katharinenſtr. 4 

Anzeigengebühr 13 Pf. die Spalt⸗ 
zeile oder deren Raum. 


— — — 


Land⸗ un 


für den 


Stadtkreis Thorn. 


Nr. 05. 


neubildung der Voreinſchätzungskommiſſionen für den Zeit: 
ranm Oktober 1918 bis September 1921. 

Nach Artikel 44 der Ausführungsanweiſung zum Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz ſcheiden mit dem Monat September d. Is. ſämtliche Mit⸗ 
glieder und Stellvertreter der Voreinſchätzungskommiſſionen aus ihrem 
Amte; es ſind daher Neuwahlen und Ernennungen erforderlich. 

Nachſtehend veröffentliche ich das Verzeichnis der vereinigten 
Voreinſchätzungsbezirke und die Zahl der auf jede Ortſchaft ent⸗ 
fallenden Kommiſſionsmitglieder. 

Die im Verzeichnis nicht aufgeführten Ortſchaften Bachau, 
Dorf Birglau, Browina, Brochnowko, Culmſee, Dreilinden, Eiche⸗ 
nau, Elsnerode, Ernſtrode, Friedenau, Goſtgau, Gramtſchen, Klein 
Grunau, Heimſoot, Heſelicht. Hohenhauſen, Katharinenflur, Kielbaſin, 
Kuczwally, Leibitſch, Liſſomitz, Luben, Lulkau, Mirakowo, Mort⸗ 
ſchin, Nawra, Ollek, Oſtichau, Pluskowenz, Rudak, Rüdigsheiu, 
Sängerau, Schöwalde, Schwirſen, Senzkau, Turzno, Tillitz, War⸗ 
ſchewitz, Wibſch, Klein Wibſch, Wittkowo, Witramsdorf, Wolffserbe, 
Zakrzewko und Zengwirth bilden für ſich Voreinſchätzungsbezirke. Die 
Zahl der Kommiſſionsmitglieder wird für Culmſee auf 6, für 


Gramtſchen, Leibitſch und Schönwalde auf je 3, für die übrigen 


Bezirke auf je 2 — außer dem Vorſitzenden — feſtgeſetzt. 

Die Magiſtrate und Gemeindevorſteher des Kreiſes erſuche 
ich, in einer alsbald ordnungsmäßig einzuberufenden Gemeinde ⸗Ver⸗ 
ſammlung(⸗Vertretung) die für ihren Bezirk feſtgeſetzte Anzahl von 
Kommiſſionsmitgliedern und eine gleiche Anzahl Stellvertreter wäh⸗ 
len zu laſſen und mir die Wahlverhandlungen mit der Erklärung 
der Gewählten über die Annahme der Wahl bis zum 5. Septem⸗ 
ber vorzulegen. 

Zu dem gleichen Zeitpunkte wollen die Herren Gutsvor⸗ 
ſteher die für ihren Bezirk zu ernennenden Kommiſſionsmitglieder 
und eine gleiche Anzahl Stellvertreter namhaft machen. 

In vereinigten Voreinſchätzungsbezirken empfiehlt es ſich, daß 
die Herren Gutsvorſteher ſich ſelbſt zum Mitgliede der Kommiſſion 
ernennen, dagegen müſſen in denjenigen Gutsbezirken, welche einen 
Voreinſchätzungsbezirk für ſich bilden, zu Mitgliedern der Kommiſ⸗ 
ſion andere Gutsbewohner ernannt werden, da der Gutsvorſteher 
nach dem Geſetz Vorſitzender der Voreinſchätzungskommiſſion iſt. 

Die Wahl und Ernennung der Mitglieder und Stellvertreter 
erfolgt auf 3 Jahre; die ausſcheidenden Perſonen können wiederge⸗ 
wählt — ernannt — werden. Wählbar ſind nur Einwohner des 
Gemeinde-(Guts⸗) Bezirks, welche preußiſche Staatsangehörige find, 
das 25. Lebensjahr vollendet haben und ſich im Beſitze der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte befinden. Bei der Wahl iſt möglichſt darauf Be⸗ 
dacht zu nehmen, daß die verſchiedenen Arten des Einkommens 
(Kapitalvermögen, Grunddeſitz, Gewerbe, gewinnbringende Beſchäf⸗ 
tigung) nach Maßgabe der in jedem Bezirk obwaltenden Einkommens⸗ 
verhältniſſe vertreten ſiud. Wegen der Verpflichtung zur Uebernahme, 
ſowie wegen der Gründe für die Ablehnung des Amtes als Mit— 
glied der Voreinſchätzungskommiſſion finden die Beſtimmungen in 
88 8, 25 der Kreisordnung ſinngemäße Anwendung. 

Thorn den 9. Auguſt 1918. 

der Dorfigende der veranlagungs⸗Kommiſſion 
des Landkreiſes Thorn. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


Mittwoch den 14. August 
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Ausgabe: 


Bezugspreis vierteljährl. 1,25 Mk. 
einschl. Poſtgebühroder Abtrag. 

Mittwoch und Sonn- 

abend abends. 


* 


verzeichnis der vereinigten Voreinſchätzungsbezirke. 


Laufende Nummer 


ou 


Namen der Gemeinde: 
bezw. Gutsbezirke 


Neugrabia 
Herzogsfelde 
Sachſenbrück 


ala 
Ottlotſchinek 
Karſchau mit 


Bahnhof Ottlotſchin, 
Forſthaus Rudak 


Czernewitz 
Balkau 


Stewken 


Schießplatz Thorn 


Podgorz 
Piask 


Ober Neſſau 
Groß Neſſau 
Koſtbar 
Klein Neſſau 
Dybow 


Schillno 
Grabowitz 
Smolnik 
Kompanie 


Zlotterie 
Neudorf 
Kaſchorek 
Bielawy 


Lindenhof 
Groß Rogau 


Deutſch Rogau 


Kommunale Eigenſchaft 


Gutsbezirk 
Gemeindebezirk 


" 


Gemeindebezirk 


* 


Forſtgutsbezirk 
Gutsbezirk 
Gemeindebezirk 


Gemeindebezirk 
Gutsbezirk 


Stadt 
Gemeindebezirk 


Gemeindebezirk 
* 


Gutsbezirk 


Gemeindebezirk 


Gemeindebezirk 


Gutsbezirt 


Gutsbezirk 
Gemeindebezirk 


bezw. zu ernennenden 
gleichen Anzahl 
Stellvertreter 


mal Mitglieder und einer 


Zahl der zu wählenden 


De ss —— 


u SE 8 


* d - 


9| Mlynietz Gemeindebezirk: 2 
Domäne Birkenau Gutsbezirk 1 
Seyde 5 1 

4 

10] Domäne Steinau Gutsbezirk 1 

Dorf Steinau Gemeindebezirk 2 
8 

111 Kleefelde Gutsbezirk 1 

Thorniſch Papau Gemeindebezirk 2 
3 

12 Seglein Gemeindebezirk 2 

Eliſenau 55 1 
a 3 

13] Chrapitz Gemeindebezirk 1 
Biſchöflich Papau 5 2 
Folgowo ; 1 
Staw 1 1 
Domäne Papau Gutsbezirk 1 

6 

14 Hermannsdorf Gemeindebezirk 2 
Domäne Paulshof Gutsbezirk 1 
Neu Culmſee Gemeindebezirk 1 
Bildſchön : 1 

5 

15| Domäne Kunzendorf Gutsbezirk 1 
Konczewitz Gemeindebezirk 1 
Boguslawken 3 1 

3 

16 Griffen Gemeindebezirk a 
Bruchnowo 1 2 
Brunau Gutsbezirk 1 
Sternberg 5 1 
Kewroß 1 1 

6 

17 | Biskupitz Gemeindebezirk 2 

Biskupitz Gutsbezirk GE! 
3 

18] Siemon Gemeindebezirk 2 
Siemon Gutsbezirk 1 
Tannhagen ji 1 
Girkau mit Ottowitz 7 1 

5 


Ro 


Di 


wie vor. 
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Kopf wie vor. 

19 Rentſchkau Gemeindebezirk EEE 
Berghof Gutsbezirk 1 
3 
20] Dom. Schloß Birglauſ Gutsbezirk 1 
Klein Lanſen x 1 
Lonzyn Gemeindebezirk 2 
i 4 
21| Swierczyn Gemeindebezirk 1 
Swierczynko Gutsbezirk 1 
Roſenberg 1 
Mittenwalde F 1 
g 4 
22] Schwarzbruch Gemeindebezirk 2 
Ziegelwieſe 1 
3 
23] Guttau Gemeindebezirk 2 
Guttau Forſtgutsbezirk 1 
Neubruch Gemeindebezirk 1 
Breitenthal Gutsbezirk 1 
5 
24 Roßgarten Gemeindebezirk 1 
Wieſenburg Gutsbezirk 1 
Alt Thorn Gemeindebezirk 1 
Gurske 5 f 2 
5 
25 Penſau Gemeindebezirk 2 
Schmolln r 1 
3 
26| Groß Böſendorf Gemeindebezirk 1 
Klein Böſendorf 5 7 
Amthal 2 1 
3 
27| Scharnau Gemeindebezirk 2 
Ellermühl „5 s 1 
Steinort Forſtgutsbezirk 1 
4 


Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten 


Verordnung über die Krtofelberforgung. | 


om 18. Ju 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über 
die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


8 1. 

Die Kommunalverbände ſind verpflichtet, die für die Er⸗ 
nährung der Bevölkerung erforderlichen Kartoffeln nach den 
Vorſchriften dieſer Verordnung zu beſchaffen, ſoweit der Be⸗ 
darf nicht aus den in ihren Bezirken verfügbaren Vorräten 
gedeckt werden kann. 

Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts kann 
nähere Beſtimmungen treffen und Grundſätze für die Berech⸗ 
nung des Bedarfs aufſtellen. : 

8 2. 

Die Kommunalverbände haben die Verſorgung der Bevöl⸗ 
kerung mit Kartoffeln zu regeln. 

Die Kommunalverbände können den Gemeinden, die nach 
der letzten Volkszählung mehr als zehntauſend Einwohner 
hatten, mit deren Einverſtändnis die Regelung der Verſorgung 
für den Bezirk der Gemeinde übertragen. Die Beſchaffung des 
Bedarfs liegt auch im Falle der Übertragung der Verſorgungs⸗ 
regelung auf die Gemeinden den Kommunalverbänden ob. 


Behörden können Kommunalverbände und Gemeinden zur 
Regelung der Verſorgung vereinigen. Sie können die Ver⸗ 
ſorgung ihres Bezirkes oder eines Teiles ihres Bezirkes ſelbſt 
regeln. Soweit die Verſorgung für einen größeren Bezirk ge⸗ 
regelt wird, ruhen die Befugniſſe der zu dem Bezirke gehörenden 
Kommunalverbände und Gemeinden. ö 

Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts kann Be⸗ 
ſtimmungen über die Art der Regelung erlaſſen. 

3 


Der Bedarf der Kommunalverbände, der Heeresverwal⸗ 
tungen, der Marineverwaltung, der Reichsbranntweinſtelle 
und der Trockenkartoffel⸗Verwertungsgeſellſchaft m. b. H. in 
Berlin wird von der Reichskartoffelſtelle feſtgeſetzt. Die Heeres⸗ 
verwaltungen und die Marineverwaltung haben ihren Bedarf 
an Kartoffeln bei der Reichskartoffelſtelle zu den von dieſer 
beſtimmten Zeitpunkten anzumelden. 8 

f 94. 

Die Reichskartoffelſtelle kann die Lieferung der von ihr 
feſtgeſetzten Kartoffelmengen einem Überſchußverband oder 
einer Vermittlungsſtelle (8 6) übertragen. 

Die Reichskartoffelſtelle oder die von ihr beauftragten 
Stellen beſtimmen, in welchen Mengen und zu welchen Zeiten 
Kartoffeln aus einem Kommunalverband an die Reichs⸗ 
kartoffelſtelle oder die von ihr beſtimmten Stellen zu liefern. 
ſind. 


r 


a 23.4 BCE dt Ba a nn 


307 


Die Bedarfsverbände find verpflichtet, die zugewieſenen 
Kartoffelmengen am Verladeort abzunehmen. Den Bedarfs⸗ 
verbänden gleich ſtehen die Heeresverwaltungen, die Marine: 
verwaltung, die Reichsbranntweinſtelle und die Trocken⸗ 
kartoffel⸗Verwertungsgeſellſchaft. 

Die Reichskartoffelſtelle ſchreibt die Bedingungen der 
Lieferung und Abnahme vor. 

8 5. 

Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts kann 
Grundſätze über die Verpflichtung der Kommunalverbände und 
der Kartoffelerzeuger zur Sicherſtellung und Lieferung der 
Kartoffeln aufſtellen. Er kann nähere Beſtimmungen über die 
Verpflichtung der Kartoffelerzeuger treffen und beſtimmen, 
daß Zuwiderhandlungen dagegen, ſowie gegen die zu ihrer 
Durchführung ergehenden Anordnungen der zuſtändigen Be⸗ 
hörden mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit 
Haft beſtraft werden. 8 

8 6. 

Die auf Grund des §7 der Verordnung über die Kartoffel⸗ 
verſorgung vom 256. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 590) den 
Landeszentralbehörden auferlegte Verpflichtung, für ihren 
Bezirk oder Teile ihres Bezirkes Vermittlungsſtellen (Landes⸗ 
kartoffelſtellen, Provinzialkartoffelſtellen) einzurichten, bleibt 
beſtehen. Die Vermittlungsſtellen ſind Behörden. Die Landes⸗ 
zentralbehörden können nähere Beſtimmungen treffen. 

Die Vermittlungsſtellen und die Kommunalverbände 
haben der Reichskartoffelſtelle auf Verlangen Auskunft zu er⸗ 
teilen. Sie ſind an die Weiſungen der Reichskartoffelſtelle 
gebunden. Die gleichen Verpflichtungen liegen den Kommunal⸗ 
verbänden gegenüber den Vermittlungsſtellen ob. 


7. 

Der Kommunalverband hat für jeden Kartoffelerzeuger 
ſeines Bezirkes eine Wirtſchaftskarte nach den von der Reichs⸗ 
kartoffelſtelle zu erlaſſenden Beſtimmungen zu führen und der 
Reichskartoffelſtelle und deren Beauftragten auf Verlangen 
die Einſicht in die Wirtſchaftskarten und die dazu gehörenden 
Aufzeichnungen zu geſtatten. 

Der Kommunalverband kann, unbeſchadet ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zur Führung von Wirtſchaftskarten, ſeinen Gemein⸗ 
den für ihren Bezirk die gleiche Verpflichtung auferlegen. 

Der Kartoffelerzeuger iſt verpflichtet, auf Erfordern des 
Kommunalverbandes oder der Gemeinde alle zur Anlegung 
und Fortführung der Wirtſchaftskarte erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen. c 

8 8. 

Jeder Kommunalverband haftet dafür, daß die nach den 
88 4, 5 oder nach den auf Grund dieſer Vorſchriften erlaſſenen 
Beſtimmungen aus ſeinem Bezirke zu liefernden Kartoffeln 
rechtzeitig geliefert werden. Der Kommunalverband hat die 
feſtgeſetzten Mengen auf die Gemeinden oder unmittelbar au 
die Kartoffelerzeuger umzulegen. 

Erfüllt der Kommunalverband die ihm obliegende Liefe⸗ 
rungspflicht nicht rechtzeitig, ſo kann die Reichskartoffelſtelle 
die Mengen, die innerhalb des Kommunalverbandes nach den 
auf Grund des $ 1, Abſ. 2, der 88 3, 5 erlaſſenen Beſtimmungen 
verbraucht werden dürfen, herabſetzen. Auf ihren Antrag kann 
die Reichsgetreideſtelle die Lieferung der der Bewirtſchaftung 
der Reichsgetreideſtelle unterliegenden Erzeugniſſe an den 
Kommunalverband einſchränken oder einſtellen. Die Anord⸗ 
nungen der Reichskartofſelſtelle und der Reichsgetreideſtelle 
erfolgen im Einvernehmen mit der Landeszentralbehörde; 
wird ein Einvernehmen nicht erzielt, ſo entſcheidet der Staats⸗ 
ſekretär des Kriegsernährungsamts. 

Der Kommunalverband kann die vorgenommenen Kürzun⸗ 
gen derart auf die Gemeinden oder auf die Kartoffelerzeuger 
verteilen, daß in erſter Linie die Gemeinden oder die Kartofſel⸗ 
erzeuger betroffen werden, die ihre Lieferungspflicht nicht er⸗ 
füllt haben. Der Kommunalverband kann innnerhalb ſeiner 
Verteilungsbefugnis auch die Lieferung anderer Bedarfs⸗ 
gegenſtände den Gemeinden oder den Kartoffelerzeugern gegen⸗ 
über einſchränken oder einſtellen. 

Die Vorſchriften im Abſ. 2, 3 finden keine Anwendung, 
ſoweit die Lieferung ohne Verſchulden eines Lieferungs⸗ 
pflichtigen unterbleibt. 


em, 6 9. 

Die Gemeinde haftet dafür, daß die nach § 8, Abſ. 1 aus 
ihrem Bezirke zu liefernden Mengen rechtzeitig geliefert wer⸗ 
den. Sie kann die ihr zur Lieferung aufgegebenen Mengen 
auf die Kartofſelerzeuger ihres Bezirkes umlegen. 

Hat die Gemeinde ihre Lieferungspflicht nicht erfüllt und 
macht der Kommunalverband von ſeiner Befugnis nach § 8, 
Abſ. 3, die Kürzung auf die Gemeinden zu verteilen, Gebrauch, 
jo kann die Gemeinde die Kürzung derart auf die Kartoffel- 
erzeuger verteilen, daß in erſter Linie diejenigen betroffen 
werden, die ihre Lieferungspflicht nicht erfüllt haben. Die Ge⸗ 
meinde kann innerhalb ihrer Verteilungsbefugnis auch die 
Lieferung anderer Bedarfsgegenſtände den Erzeugern gegen⸗ 
über einſchränken oder einſtellen. 


8 10. 


Die Kommunalverbände haben die übernommenen 
Mengen, ſoweit ſie ſie nicht alsbald verteilen, ſorgfältig ein⸗ 
zumieten oder einzulagern. Beim Einmieten und Einlagern 
und bei den ſonſt zur Erhaltung der Kartoffeln nötigen Maß⸗ 
nahmen ſind Sachverſtändige zuzuziehen. Die Landeszentral- 
behörden treffen die näheren Beſtimmungen. 

Die Kommunalverbände und die Vermittlungsſtellen (8 6) 
können in ihrem Bezirke Plätze für das Einmieten und Räume 
für das Einlagern in Anſpruch nehmen. Die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde entſcheidet über Streitigkeiten, insbeſondere über 
die Höhe der Vergütung, endgültig. 


8 11. 


Die Kartoffelerzeuger ſind verpflichtet, die Kartoffeln ſach⸗ 
gemäß zu ernten. Die Landeszentralbehörden oder die von 
ihnen beſtimmten Behörden können nähere Anordnungen 
treffen. Die Kartoffelerzeuger ſind ferner verpflichtet, die zur 
Erhaltung und Pflege erforderlichen Handlungen vorzunehmen. 
Sie dürfen die Kartoffeln in Höhe der bei ihnen ſichergeſtellten 
Mengen nicht verbrauchen oder beiſeiteſchaffen. Durch Rechts⸗ 
geſchäft darf über die ſichergeſtellten Mengen nur zur Erfüllung 
der Verpflichtung zur Lieferung verfügt werden. Rechts⸗ 
geſchäftlichen Verfügungen ſtehen gleich Verfügungen, die im 
Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung erfolgen. 

8 12. 


Das Eigentum an Kartoffeln, die nach den auf Grund 
dieſer Verordnung erlaſſenen Beſtimmungen zu liefern ſind, 
kann durch Anordnung der unteren Verwaltungsbehörde auf 
den Kommunalverband oder die von der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde bezeichnete Perſon übertragen werden. Die Anordnung 
kann an den einzelnen Beſitzer oder an alle Beſitzer des Bezirkes 
oder eines Teiles des Bezirkes gerichtet werden. Im erſten 
Falle geht das Eigentum über, ſobald die Anordnung dem Be⸗ 
ſitzer zugeht, im zweiten Falle mit dem Ablauf des Tages nach 
Ausgabe des amtlichen Blattes, in dem die Anordnung amtlich 
veröffentlicht wird. 


Der Enteignung ſoll die Ausſonderung der zu enteignenden 


Mengen vorausgehen. Die untere Verwaltungsbehörde kann 
die Kartoffelerzeuger zur Ausſonderung der zu liefernden 
Mengen auffordern und, wenn ſie dieſer Aufforderung nicht 
nachkommen, die Ausſonderung auf ihre Koſten vornehmen 
laſſen. Die Vorſchrift im Satz 2 gilt entſprechend für die An⸗ 
lieferung der enteigneten Kartoffeln bis zur nächſten Verlade⸗ 
ſtelle. 

Für die enteigneten Vorräte iſt ein übernahmepreis zu 
zahlen, der unter Berückſichtigung des Höchſtpreiſes, ſowie der 
Güte und Verwertbarkeit der Vorräte feſtgeſetzt wird. Hat der 
zur Lieferung Verpflichtete einer Auffordreung der unteren 
Verwaltungsbehörde zur Lieferung innerhalb der ihm geſetzten 
Friſt nicht Folge geleiſtet, jo iſt der ihm zu zahlende Über⸗ 
nahmepreis um ſechzig Mark für die Tonne zu kürzen. Der 
Betrag, um den der Übernahmepreis gekürzt wird, fließt dem 
Kommunalverbande zu, aus deſſen Bezirk die enteignete Menge 
in Anſpruch genommen wird. 

Streitigkeiten, die ſich aus der Anwendung der Vorſchriften 
im Abſ. 1 bis 3 ergeben, entſcheidet endgültig die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde des Bezirkes, in dem ſich die Kartoffeln zur 
Zeit der Anordnung befinden. 


7 
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813. 

Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts kann das 
Verfüttern von Kartoffeln und von Erzeugniſſen der Kartoffel⸗ 
trocknerei und Kartoffelſtärkefabrikation, ſowie das Vergällen 
und Einſäuern beſchränken oder verbieten. Er kann beſtimmen, 
in welchem Umfang und unter welchen Bedingungen Kartoffeln 
und die genannten Erzeugniſſe zur Herſtellung gewerblicher 
Erzeugniſſe verwendet werden dürfen. 

Er kann zu den von ihm beſtimmten Zeitpunkten Ermitt⸗ 
lungen über Vorräte von Kartoffeln, ſowie von Erzeugniſſen 
der Kartoffeltrocknerei und Kartoffelſtärkefabrikation an⸗ 
ordnen. 

14. 

Der Verkehr mit Saatkartoffeln wird in einer beſonderen 
Verordnung geregelt. 

8 15. 


Die Beamten der Polizei und die von der Reichskartoffel— | 


ſtelle, den Vermittlungsſtellen, den Kommunalverbänden oder 
der Polizeibehörde beauftragten Perſonen ſind befugt, in 
Räume, in denen Kartoffeln gelagert, feilgehalten oder ver— 
arbeitet werden, oder in denen Kartoffeln zu vermuten ſind, 
ſowie in Räume, in denen Vieh gehalten oder gefüttert wird, 
einzutreten, daſelbſt Beſichtigungen vorzunehmen, Geſchäfts⸗ 
aufzeichnungen einzuſehen und die vorhandenen Vorräte fe 
zuſtellen. 

Die Beſitzer der Räume, ſowie die von ihnen beſtellten 
Betriebsleiter und Aufſichtsperſonen haben den nach Abſ. 1 zum 
Betreten der Räume Berechtigten auf Erfordern die Vorräte, 
ſowie deren Herkunft, insbeſondere bei Erwerb von Dritten 
den Veräußerer nach Namen und Wohnung und den Kaufpreis 
anzugeben und Auskunft über die Verwendung der Vorräte 
zu erteilen. Sie haben den zum Betreten der Räume Berech⸗ 
tigten auf Erfordern bei der Feſtſtellung der Vorräte Hilfe zu 
leiſten. Wird die Hilfeleiſtung verweigert, ſo kann die zu⸗ 
ſtändige Behörde die erforderlichen Arbeiten auf Koſten des 
Verpflichteten durch Dritte vornehmen laſſen. 


8 16. 

Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen 
zur Ausführung dieſer Verordnung, ſoweit ſie nicht vom 
Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts oder von der Reichs⸗ 
kartoffelſtelle zu erlaſſen ſind. Sie können anordnen, daß die 
den Kommunalverbänden und Gemeinden übertragenen Ver⸗ 
pflichtungen und Befugniſſe durch deren Vorſtand wahr⸗ 
genommen werden. 

8 17. 

Der Kommunalverband kann Kartoffeln, die einer ord⸗ 
nungsmäßig ergangenen Aufforderung zuwider nicht angezeigt 
oder bei behördlicher Nachprüfung verheimlicht oder ſonſtwie 
der Aufnahme entzogen werden, oder die der Kartoffelerzeuger 
vorſchriftswidrig zu verwenden oder zu veräußern ſucht, ſowie 
Kartoffeln, die unbefugt in den Verkehr gebracht werden, ohne 
Zahlung einer Entſchädigung zu Gunſten des Kommunal⸗ 
verbandes für verfallen erklären. Der Kommunalverband kann 
ſchon vor der Verfallerklärung die zur Sicherſtellung der Kar⸗ 
toffeln erforderlichen Anordnungen treffen. 

Gegen die Verfügung iſt Beſchwerde zuläſſig. Über die 
Beſchwerde entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde end- 
gültig. Die Beſchwerde bewirkt keinen Aufſchub. : 

8 18 


Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe 
bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen wird 
beſtraft: 

1. wer den auf Grund des $ 2, $ 13, Abſ. 1 erlaſſenen Be⸗ 

ſtimmungen zuwiderhandelt; . 

2. wer den Vorſchriften im § 11 oder den auf Grund des 

§ 11 erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt; 

3. wer die Auskunft, zu der er nach 8 7, Abſ. 3, § 15, Abſ. 2 

oder nach den auf Grund des § 13, Abſ. 2 erlaſſenen 
Veſtimmungen verpflichtet iſt, nicht erteilt oder wiſſent⸗ 
lich unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht; 

4. wer der Vorſchrift im § 15 zuwider den Eintritt in die 

Räume, die Beſichtigung, die Einſicht in die Geſchäfts⸗ 
aufzeichnungen, die Feſtſtellung der vorhandenen Vor⸗ 


räte oder die Hifleleiſtung bei dieſer Feſtſtellung ver- 
weigert. 

Neben der Strafe können die Vorräte, auf die ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, eingezogen werden, ohne Unter- 
ſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht, ſoweit ſie nicht ge⸗ 
mäß $ 17 für verfallen erklärt worden ſind. 

Bei vorſätzlichem Verſchweigen, Beiſeiteſchaffen, Veräußern 
oder Verfüttern von Vorräten muß die Geldſtrafe, wenn aus⸗ 
ſchließlich auf ſie erkannt wird, mindeſtens dem zwanzigfachen 
Werte der Vorräte gleichkommen, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht. 

8 19. 

Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts kann Aus⸗ 

nahmen von den Vorſchriften dieſer Verordnung zulaſſen. 
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Der Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkraft⸗ 
tretens dieſer Verordnung. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1918 in Kraft. 
Berlin den 18. Juli 1918. 

Der Reichskanzler. 9 

In Vertretung: von Waldow. 

Thorn den 8. Auguſt 1918. 

Der Landrat. 


Ausführungsanweiſung, 
betreffend die Regelung des Mehl- und Brot- 
verbrauchsund die Verwendung des Getreides 
= der Zelbſtverſorger. 

Auf Grund der Reichsgetreideordnung für die Ernte 1918 
vom 29. Mai 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. Seite 435), der hierzu er⸗ 
gangenen Ausführungsanweiſung der Landeszentralbehörden 
vom 12. Juni 1918 (Sonderbeilage zum Amtsblatt Nr. 27 vom 
6. Juli 1918) wird hiermit im Anſchluß an die hier beigefügte 

Anordnung des Herrn Regierungspräſidenten 

in Marienwerder vom 29. Juli 1918 betreffend 

den Verbrauch von Früchten auf Grund der 

Reichsgetreideordnung für die Ernte 1918 
(3. Sonderblatt zu Nr. 30 des Amtsblatts vom 30. Juli 1918) 
für den Landkreis Thorn folgende Ausführungsanweiſung er⸗ 
laſſen: 

A. Allgemeines. a 

I. Die in den 88 1 und 2 der Reichsgetreideordnung für 
den Kommunalverband beſchlagnahmten Früchte dürfen nur 
für Rechnung des Kommunalverbandes an die Getreide⸗ 
handelsgenoſſenſchaft m. b. H. in Thorn bezw. an deren Mit⸗ 
glieder in Thorn oder Culmſee abgeliefert werden. Mühlen⸗ 
beſitzern, deren Angeſtellten, Unternehmern von Mühlen⸗ 
betrieben oder Vereinigungen von ſolchen und deren Ange⸗ 
ſtellten iſt der unmittelbare Ankauf der bezeichneten Früchte, 
den Unternehmern landwirtſchaftlicher Betriebe oder Händ⸗ 
lern der Verkauf dieſer Früchte an Mühlen, Unternehmer von 
Mühlen, Vereinigungen von ſolchen oder an deren Angeſtellte 
verboten. 

II. Verboten iſt ferner der Zukauf von Brotgetreide durch 
einen landwirtſchaftlichen Betriebsunternehmer und die Über⸗ 
laſſung oder der Umtauſch von Brotgetreide gegen andere 
Früchte an einen landwirtſchaftlichen Betriebsunternehmer zu 
dem Zwecke, um ihm die Selbſtverſorgung überhaupt oder in 
erweitertem Umfange zu ermöglichen. 

III. Den Mühlen iſt der Umtauſch fertiger Erzeugniſſe 
an Mehl uſw. gegen unverarbeitete Früchte der Selbſtverſorger 
(Tauſchmüllerei) verboten. Ausnahmen ſind nur mit beſon⸗ 
derer ſchriftlicher Genehmigung des Kreisausſchuſſes und nach 
überweiſung eines eiſernen Beſtandes an Getreide zur Ver⸗ 
arbeitung zum Zwecke der Tauſchmüllerei oder an Mehl zu⸗ 
läſſig. Die für das Wirtſchaftsjahr 1917 erteilten Genehmi⸗ 
gungen zur Tauſchmüllerei verlieren mit dem Inkrafttreten 
dieſer Ausführungsanweiſung ihre Gültigkeit. Für das Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1918 iſt zum Betriebe der Tauſchmüllerei die Ge⸗ 
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nehmigung erneut ſchriftlich nachzuſuchen, und darf dieſer Be- 
trieb erſt nach Eingang der ſchriftlichen Genehmigung und nach 
Verrechnung des eiſernen Beſtandes aus dem abgelaufenen 
Wirtſchaftsjahre mit dem Kreisausſchuß aufgenommen werden. 
Dieſer eiſerne Beſtand muß an Getreide oder Mehl in gleicher 
Höhe ſtändig auf Lager ſein, getrennt von den übrigen Vor⸗ 
räten der Mühle lagern und nachgewieſen werden können. 
Bei Nachprüfungen durch Überwachungsbeamte der Reichs⸗ 
getreideſtelle oder des Kommunalverbandes muß die ſchriftliche 
Genehmigung als Beleg für den eiſernen Beſtand dienen und 
vorgelegt werden. 

Über den erhaltenen eiſernen Beſtand an Getreide oder 
Mehl und über die im Wege der beſonders genehmigten Tauſch⸗ 
müllerei getätigten Geſchäfte haben die Mühlen, getrennt von 
den übrigen Geſchäften, beſonders Buch zu führen. 

IV. Das den Mühlen vom Kommunalverbande und von 
Selbſtverſorgern zur Verarbeitung überwieſene Getreide, jo- 
wie die daraus hergeſtellten Erzeugniſſe ſind ſtets von einander 
getrennt zu lagern, ſodaß an der Hand der Mahl- und Lager⸗ 
bücher die Vorräte jederzeit getrennt geprüft werden können. 
Mühlen, mit welchen ein landwirtſchaftlicher Betrieb ver⸗ 
bunden iſt, dürfen in den zu dem Mühlenbetriebe gehörigen 
Räumen nur das ihnen jeweilig nach der Mahl- und Schrot⸗ 
karte für ihre eigenen Selbſtverſorger zuſtehende Getreide ein: 
lagern; ihre ſonſtigen Getreide- und Mehlvorräte ſind von dem 
Mahlgut des Kommunalverbandes und der Selbſtverſorger 
völlig getrennt und außerhalb des Mühlenbetriebes aufzu⸗ 
bewahren. 

V. Den Mühlen iſt die Annahme von Früchten zur Auf⸗ 
bewahrung, Lagerung, Trocknung oder zu einer ſonſtigen, nicht 
unter die Vorſchrift des $ 64 a der Reichsgetreideordnung 
fallenden Bearbeitung verboten. Ausnahmen ſind nur mit 
beſonderer ſchriftlicher Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
uläſſig. 

5 VI. Roggenbrot darf nur in Stüden von 2 und 3 Pfund 
(ausgebaden), 


Weizenbrot nur in Stücken von 2 Pfund, 1 Pfund oder 


von 100 Gramm (ausgebaden) 
hergeſtellt und nur nach Gewicht verkauft werden. 

Die Herſtellung von beiderſeits geröſtetem Zwieback iſt 
verboten. Ausnahmen ſind nur mit beſonderer Genehmigung 
des Kreisausſchuſſes zuläſſig. 

VII. Bäckereien iſt verboten, Mehl und Streckungsmittel 
zur Herſtellung des Teiges und Brotes in ihrem Betriebe für 
Haushaltungen (Selbſtverſorger und Verſorgungsberechtigte) 
anzunehmen und in Haushaltungen hergeſtellte Teige aus⸗ 
zubacken. 

VIII. Die Bäcker ſind verpflichtet, aus einem Zentner 

Roggenmehl 136 Pfund, 
Weizenmehl 125 Pfund 
Brot herzuſtellen. 

IX. Zur Herſtellung von Kuchen dürfen an Roggen⸗ und 
Weizenmehl zuſammen nicht mehr als 10 Prozent des Kuchen⸗ 
gewichts verwendet werden. 

B. Im Beſonderen. 

Zu $S 2, Abſ. 2 der Anordnung. Die Abgabe von Mehl 
und Backwaren iſt außer nach dem Landkreiſe Thorn nur nach 
dem Stadtkreiſe Thorn und nach den mit dem Landkreiſe Thorn 
grenzenden Ortſchaften der Kreiſe Brieſen und Hohenſalza, 
jedoch nur gegen Hergabe bezw. Abnahme von Brot- und Mehl⸗ 
marken dieſer Kreiſe über die empfangene bezw. gelieferte 
Menge Mehl, Brot oder anderes Gebäck zuläſſig. 

Zu $ 3 und 4 der Anordnung. Mehlhändlern, Bäckern 
und Konditoren iſt der Bezug von Mehl nur gegen eine all⸗ 
wöchentlich, und zwar 

a) von denjenigen in Culmſee bei der behördlich geleiteten 
und unter unmittelbarer Aufſicht und Verantwortung 
des Magiſtrats tätigen Mehlverteilungsſtelle, 

b) von denjenigen in ſämtlichen übrigen Ortſchaften des 
Landkreiſes Thorn am Montag oder Dienstag jeder 
Woche bei der behördlich geleiteten und unter unmittel- 
barer Aufſicht und Verantwortung des Kreisausſchuſſes 


tätigen Mehlverteilungsſtelle (Kreisverteilungsamt) 

in Thorn 
zu beantragende Anweiſung geſtattet. Dieſem Antrage iſt 
jedesmal eine Mehlverbrauchsnachweiſung für die vergangene 
Woche nach dem vorgeſchriebenen Vordruck unter Anſchluß der 
in demſelben Zeitraum für das verbadene oder verkaufte Mehl 
und Brot abgenommenen Brot- und Mehlmarken (in Reihen 
geordnet, aufgeklebt und aufgezählt) beizufügen. Die abge- 
nommenen Brot- und Mehlmarken aus dem Stadtkreiſe Thorn, 
ſowie aus den Kreiſen Brieſen und Hohenſalza ſind kreisweiſe 
geſondert und getrennt von denen des Landkreiſes Thorn auf⸗ 
zukleben und aufzuzählen. 

Die in Culmſee wohnhaften und dort ihr Gewerbe be- 
treibenden Mehlhändler, Bäcker und Konditoren ſind ver⸗ 
pflichtet, das Mehl nur von der Verteilungsſtelle beim Ma⸗ 
giſtrat in Culmſee gegen Abgabe der Mehlanweiſung zu 
beziehen. 

Die Mühlen haben auf den Anweiſungen den Tag und die 
Menge des gelieferten Mehls mit Namensunterſchrift und 
Firmenſtempel zu beſcheinigen, die Anweiſungen aufzubewahren 
und zugleich mit der Durchſchrift des Mahl- und Lagerbuches 
am Ende eines jeden Monats (zu § 27, Abſ. 4) dem Kreis⸗ 
ausſchuß (Kreisverteilungsamt) einzureichen. 

Der Magiſtrat Culmſee hat die Mehlverbrauchs⸗ 
nachweiſungen, die von ihm ausgeſtellten Mehlanweiſungen 
und die zurückgereichten Brot- und Mehlmarken, wie vorſtehend 
angeordnet, dem jedesmaligen Antrage auf Mehllieferung 
beizufügen. 

Zu $ 6 der Anordnung. Auf den Kopf der Bevölkerung 
dürfen insgeſamt, vorbehaltlich ſpäterer anderweitiger Feſt⸗ 
ſetzung für die Woche 

vom 11. bis einſchließlich 17. Auguſt d. Is. höchſtens 
1105 Gramm Mehl oder 1700 Gramm Brot, 
vom 18. Auguſt d. Is. ab für die Woche höchſtens 
1387 Gramm Mehl oder 1900 Gramm Brot 
verabfolgt werden. 

Die Woche läuft vom Sonntag bis einſchließlich Sonnabend. 

Die Brot: und Mehlkarten oder -Marken gelten nur für 
die auf denſelben vermerkten Wochen, und darf auf ſie nur 


innerhalb dieſes Zeitraumes Mehl oder Brot gefordert, verab⸗ 


folgt und angenommen werden. 

Jedes Brotkartenblatt enthält die Brot⸗ und Mehlmarken 
für zwei Wochen. 

Die Reichsreiſebrotmarken ſind zeitlich unbeſchränkt; auf 
dieſe darf nur Brot oder anderes Gebäck, dagegen kein Mehl 
gefordert, verabfolgt oder angenommen werden. 

Für die Brotverſorgung der Militärurlauber vom Feld— 
webel abwärts gilt die Verfügung vom 9. Auguſt 1917 (Kreis⸗ 
blatt Nr. 64 vom 11. Auguſt 1917, Seite 406). 

Für Schwerarbeiter und Schwerſtarbeiter der Zivil⸗ 
bevölkerung oder aus der Zahl der Kriegsgefangenen (ſoweit 
dieſe nicht von den zuſtändigen Gefangenenlagern mit Brot 
verſorgt werden) können auf Antrag weitere Mehlmengen ver⸗ 
abfolgt werden. Das Gleiche gilt für werdende Mütter auf 
Grund einer Beſcheinigung des Arztes oder der Hebamme 
während der letzten Hälfte der Schwangerſchaft. 

Neben der den Verſorgungsberechtigten einſchließlich der 
Militärurlauber wöchentlich zuſtehenden Brot- und Mehlmenge 
erhalten für den Kopf und für die Woche — vorbehaltlich ſpäte⸗ 
rer anderweitiger Feſtſetzung: 

a) Schwerarbeiter eine Zulage von 500 Gramm Brot 

(5 Brot⸗ und Mehlmarken über je 100 Gramm Brot), 
b) Schwerſtarbeiter eine Zulage von 1000 Gramm Brot 
(10 Brot: und Mehlmarken über je 100 Gramm Brot). 

An Reiſende oder ihren Wohnſitz vorübergehend ver— 
laſſende Perſonen werden auf Antrag gegen Vorlage der Ab— 
meldung aus der Lebensmittelverſorgung für die Dauer der 
vorübergehenden Abweſenheit Reichsreiſebrotmarken verab- 
folgt, und zwar für die Zeit bis zum 18. Auguſt d. Is. ein⸗ 
ſchließlich 4 Stück über zuſammen 200 Gramm, vom 19. August 
d. Is. ab je 5 Stück über zuſammen 250 Gramm Brot oder 


Gebäck täglich, gegen Rücklieferung der Brot- und Mehlmarken 


für die entſprechende Dauer. 
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Bei Selbſtverſorgern wird auf der nächſten Mahl- und 
Schrotkarte die Brotgetreidemenge entſprechend gekürzt. Zu 
dieſem Zwecke haben die Magiſtrate Culmſee und Podgorz 
bis zum 5. eines jeden Monats dem Kreisausſchuß (Kreis⸗ 
verteilungsamt) anzuzeigen, an welche Selbſtverſorger und bei 
jedem derſelben für wieviel Tage des verfloſſenen Monats 
Reichsreiſebrotmarken ausgehändigt worden ſind. 

Gaſt⸗ und Schankwirte, Speiſeanſtalten, Kaſinos, Fremden⸗ 
heime, Konditoren und ähnliche Betriebe dürfen Brot nur 
gegen Brot⸗ und Mehlmarken des Landkreiſes Thorn oder 
gegen Reichsreiſebrotmarken abgeben. Brot allein darf in 
dieſen Betrieben nicht verabfolgt werden. Die Inhaber haben 
die von ihnen oder ihrem Perſonal erhaltenen Brotmarken 
in Reihen geordnet in ein Heft zu kleben, die durch die Marken 
nachgewieſene Brotmenge dann anzugeben, die Richtigkeit mit 
ihrer Unterſchrift zu beſcheinigen und ſo ihrer Ortsbehörde ein⸗ 
zureichen. Sie erhalten darauf eine entſprechende Anzahl 
Brotmarken, auf Grund deren ſie ſich mit anzukaufendem Gebäck 
verſorgen können. Sie müſſen geſtatten, daß ihre Gäſte zu den 
Speiſen und Getränken ſelbſtmitgebrachtes Brot verzehren. 

Zu 87 der Anordnung. Jeder Haushaltungsvorſtand er⸗ 
hält auf Grund eines von der Ortsbehörde für ihn auszu⸗ 
ſtellenden Brotmarkenausweiſes für jedes Mitglied ſeines 
Haushaltes Brot- und Mehlmarken für vier Wochen. 

Erſparte Brot⸗ und Mehlmarken ſind ſpäteſtens bei der 
Abholung der Brot- und Mehlmarken für den nächſten Ver⸗ 


ſorgungszeitraum von dem Haushaltungsvorſtand oder deſſen 


Stellvertreter an die Ortsbehörde abzuliefern. 

Die als erſpart zurückgelieferten Brot: und Mehlmarken 
ſind von der Ortsbehörde nach Wochen geordnet, gezählt und 
verſchnürt ſpäteſtens 5 Tage nach Ablauf von je vier Wochen 
dem Kreisausſchuß (Kreisverteilungsamt) einzureichen. 

Zu § 8 der Anordnung. Die Ortsbehörden haben ſofort 
ſämtliche Verſorgungsberechtigten haushaltungsweiſe und 
namentlich in eine Brotfarten- und Zuſatzbrotkartenliſte auf⸗ 
zunehmen, aus der ſich auch die Zahl der bewilligten Zuſatz⸗ 
marken ergibt. 

Die genaueſte und ſorgfältigſte Führung dieſer Liſte mache 
ich den Ortsbehörden zur Pflicht. 

Die Endzahlen der nach den Zu- und Abgängen berichtig⸗ 
ten Liſte ſind alle vier Wochen, und zwar jedesmal ſpäteſtens 
10 Tage vor Ablauf eines jeden Brotkarten⸗Vierwochenzeit⸗ 
raums — erſtmalig bis zum 27. Auguſt d. Is. —, an den Kreis⸗ 
ausſchuß (Kreisverteilungsamt) nach einem beſtimmten Vor⸗ 
druck anzuzeigen. Dieſe Angaben werden der Brot- und Mehl⸗ 
karten⸗Zuweiſung für den nächſten Vierwochenzeitraum zu 
Grunde gelegt werden. Die Prüfung der Richtigkeit der An⸗ 
gaben wird hier durch die nach je drei Monaten eingehenden 
ſtatiſtiſchen Überſichten und die Abmeldungen aus der Lebens⸗ 
mittelverſorgung, durch welche jeder Zugang nachgewieſen 
werden muß, erfolgen. 

Zu 8 9 der Anordnung. In die Brotverſorgung des neuen 
Wohnſitzes oder Aufenthaltsortes treten die zugezogenen Per⸗ 
ſonen erſt mit demjenigen Tage, welcher auf den in der Ab⸗ 
meldung vermerkten Tag des Ausſcheidens aus der Brot⸗ 
verſorgung am bisherigen Wohn⸗ oder Aufenthaltsorte oder 
der Dauer der Reichsreiſebrotmarken folgt. 

Für die Brotverſorgung und Kontrolle der zu⸗ und ver⸗ 
ziehenden Perſonen gilt die Verfügung vom 9. Auguſt 1917 
(Kreisblatt Nr. 65 vom 15. Auguſt 1917, Seiten 409/410). 

Zu 8 10 der Anordnung. Die Leiter der nicht im Dienſte 
der Militärbehörden ſtehenden Krankenanſtalten, der Pflege⸗ 
anſtalten, Waiſenhäuſer uſw. haben über die bezogenen und 
verbrauchten Mengen von Brot und Mehl Tagebücher zu führen, 
die am letzten Monatstag abzuſchließen ſind und die Zahl der 
in dem Monat geleiſteten Pflegetage, einſchließlich der des 
Perſonals, ferner die Zahl der den im Laufe des Monats auf⸗ 
genommenen Perſonen abgenommenen Brot- und Mehlmarken, 
ſcwie das Gewicht der abgenommenen Brot- und Mehlvorräte 
enthalten müſſen. 

Auf Grund der Tagebücher erhalten die Anſtalten von der 
Ortsbehörde nach Anrechnung der abgenommenen Brot- und 
Mehlvorräte die zuläſſige Anzahl von Brot- und Mehlmarken. 


Zu $ 12 der Anordnung. Beantragt ein Selbſtverſorger 
im Laufe des Wirtſchaftsjahres für ſich und ſeine Haushal⸗ 
tungsangehörigen unter dem Vorgeben, daß ſeine Vorräte an 
Brotgetreide oder Mehl verbraucht ſind, Brot- und Mehl⸗ 
marken unter gleichzeitiger Aufnahme in die Liſte der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten, ſo iſt in jedem Falle die Ortsbehörde ver⸗ 
pflichtet, vor der Verabfolgung von Brot- und Mehlmarken 
oder vor der Beantragung ſolcher beim Kreisausſchuß feſtzu⸗ 
ſtellen, ob die Vorräte tatſächlich voll verbraucht ſind, ob ein 
unzuläſſiger Mehrverbrauch an Brotgetreide oder Mehl ſtatt⸗ 
gefunden hat und ob ſämtliche der Ablieferungspflicht unter⸗ 
liegenden Mengen abgeliefert worden ſind. 

Selbſtverſorgern, welche ihre Vorräte vorzeitig und über 
die höchſtzuläſſige Menge hinaus verbraucht haben, werden für 
den Reſt des Wirtſchaftsjahres die beantragten Brot⸗ und 
Mehlmarken nur in dem Umfange gewährt werden, daß die 
verbotswidrig vorher zu viel verbrauchte Menge allmählich 
wieder eingeſpart wird. An ſolche Selbſtverſorger dürfen ohne 
vorherige ausdrückliche Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
Brot⸗ und Mehlmarken nicht verabfolgt werden. Die Ent⸗ 
ziehung des Rechts der Selbſtverſorgung für das folgende 
Wirtſchaftsjahr unter gleichzeitiger Verfallerklärung der 
Brotgetreideernte bleibt vorbehalten. 

Zu § 14 der Anordnung. Ab⸗ und Zugänge ſind dem 
Kreisausſchuß (Kreisverteilungsamt) jedesmal ſofort nach 
ihrem Bekanntwerden anzuzeigen unter Angabe des Vor⸗ und 
Zunamens des ab- oder zugezogenen Haushaltungsvorſtandes, 
deſſen Standes, der Kopfzahl der Haushaltungsmitglieder, des 
Vor- und Zunamens des Selbſtverſorgers, von welchem die ab» 
oder zugezogene Haushaltung die Früchte in Natur zu bean⸗ 
ſpruchen hatte oder hat, die Nummer der Selbſtverſorgerliſte, 
ſowie der Tag des Ab- oder Zugangs. Dieſe Anzeige iſt auch 
bei einem Wechſel des Selbſtverſorgers innerhalb desſelben 
Ortsbezirks zu erſtatten. Erfolgt der Zugang aus einem 
andern Ortsbezirk des Landkreiſes Thorn, ſo iſt zugleich der 
bisherige Wohnort und der bisherige Unternehmer des land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebes, welcher die Früchte in Natur ge⸗ 
liefert hat, anzugeben. 

Falls bis zum 20. eines jeden Monats Veränderungen 
nicht vorgekommen oder angemeldet worden ſind, ſo iſt hierher 
zu dieſem Tage Fehlanzeige zu erſtatten. 

Zu $ 15 der Anordnung wird auf die Vorſchriften im 
Satz 3 und 4 beſonders verwieſen. 

Zu 8 20 der Anordnung. Die Verarbeitung der Früchte 
darf nur in Mühlen des Land- und Stadtkreiſes Thorn, ſowie 
in Mühlen der Grenzorte der Kreiſe Briefen, Culm und Hohen⸗ 
ſalza erfolgen. 

Mühlen des Landkreiſes Thorn dürfen nur Früchte der 
Selbſtverſorger aus dem Land- und Stadtkreiſe Thorn, ſowie 
aus den Grenzorten der Kreiſe Brieſen, Culm und Hohenſalza 
zur Verarbeitung annehmen und verarbeiten. 

Die Annahme und Verarbeitung der Früchte darf nur 
gegen Mahl⸗ und Schrotkarten, bei Früchten, die zur Vers 
fütterung an das im eigenen Betriebe des landwirtſchaftlichen 
Unternehmers gehaltene Vieh freigegeben worden ſind, nur 
gegen Schrotkarten, welche mit der Unterſchrift und dem 
Stempel des betreffenden Kreisausſchuſſes (Kreiskornſtelle) 
verſehen ſind, erfolgen, ferner nur in derjenigen Mühle, welche 
auf der Mahl: und Schrot⸗ bezw. auf der Schrotkarte ange⸗ 
geben iſt. 

Zu 88 21 bis 24, Abſ. 1 der Anordnung. Die Mahl- und 
Schrot⸗ bezw. die Schrotkarten werden durch die Kreiskornſtelle 
des Kommunalverbandes ausgefertigt und tragen den Stempel 
des Kreisausſchuſſes. Andere Verarbeitungs⸗Erlaubnisſcheine, 
ſowie ungeſtempelte Mahl- und Schrot⸗ bezw. Schrotkarten 
ſind ungültig und dürfen auf ſolche Früchte zur Verarbeitung 
nicht abgeliefert und nicht angenommen werden. 

Berichtigungen von Mahl⸗ und Schrot⸗ bezw. Schrotkarten 
ſind nur durch die Kreiskornſtelle des Kommunalverbandes zu⸗ 
läſſig, und ſind die Karten nötigenfalls mit entſprechender An⸗ 
zeige hierher einzureichen. Die verarbeitenden Betriebe ſind 
zur Annahme von Karten, auf welchen Berichtigungen durch 
eine andere Stelle vorgenommen worden ſind, nicht berechtigt. 
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Die Abſätze 2 und 3 des § 24 der Anordnung fallen fort. 

Zu 8 24, Abſ. 4 der Anordnung. Auf den Mahl⸗ und 
Schrot⸗ bezw. Schrotkarten iſt angegeben, für welchen Ver⸗ 
ſorgungszeitraum die zur Verarbeitung freigegebenen Mengen 
beſtimmt ſind, und daß die Anlieferung und Verarbeitung des 
Mahlguts, ſowie die Abholung der Mahlerzeugniſſe ſpäteſtens 
am letzten Tage dieſes Zeitraums erfolgt ſein muß, widrigen⸗ 
falls die Karten ihre Gültigkeit verlieren. 

Zu 8 25 der Anordnung. Vordrucke für die Anhänge⸗ 
zettel werden mit den Mahl- und Schrot⸗ bezw. Schrotkarten 
den Ortsbehörden zugehen, ſind von dieſen nach dem Vordruck 
auszufüllen und an die Selbſtverſorger auszuhändigen. Den 
Selbſtverſorgern darf die Ausfüllung nicht überlaſſen werden. 

Die Eintragungen auf den Anhängezetteln müſſen mit 
denen auf den Mahl: und Schrot⸗ bezw. Schrotkarten genau 
übereinſtimmen. 

Zur Ausfüllung der Rückſeite der Anhängezettel ſind die 
verarbeitenden Betriebe verpflichtet. 

Zu 8 26 der Anordnung wird auf das für die Annahme 
und Verarbeitung nur einer Teilmenge der Früchte vorge⸗ 
ſchriebene Verfahren beſonders verwieſen. 

Zu 8 27, Abſ. 4 der Anordnung. Mit der Durchſchrift des 
Mahl⸗ und Lagerbuchs find allmonatlich die Abſchnitte I der 
Mahl⸗ und Schrot⸗ bezw. Schrotkarten über ſämtliche im Laufe 
des Monats zur Verarbeitung angenommenen und ver⸗ 
arbeitenden Mengen dem Kreisausſchuß einzureichen. 

Zu § 28 der Anordnung. Vorbehaltlich anderweitiger 
Feſtſetzung ſind auszumahlen: 

Roggen und Weizen mindeſtens bis zu 94 Prozent, 
Gerſte mindeſtens bis zu 85 Prozent. 

Die Ausmahlung von Roggen und Weizen in der Weile, 
daß zunächſt ein ſogenanntes Vorzugsmehl niedrigerer Aus⸗ 
mahlung gezogen, alſo ein Auszugsmehl hergeſtellt wird, 
iſt verboten. Brotgetreide muß einſchließlich mindeſtens zu 
94 Prozent ausgemahlen werden. 

Dieſe Feſtſetzung gilt auch für die Verarbeitung der 
Früchte auf eigenen Mühlen oder auf privaten Schrotmühlen, 
ſofern die beſondere ſchriftliche Genehmigung zur ausnahms⸗ 
weiſen Benutzung einer Schrotmühle erteilt worden iſt. 

Beim Schroten von Brotgetreide dürfen höchſtens 2 Prozent 
Schwund berechnet werden. Bei geringerem Schwund iſt das 
Mehr dem Auflieferer zurückzugeben. 

Zu § 29, Abſ. 2 der Anordnung. Vorbehaltlich ander⸗ 
weitiger Feſtſetzung dürfen höchſtens gefordert und gezahlt 
werden: 

an Mahllohn 1,25 Mark für den Zentner, 
an Schrotlohn 0,50 Mark für den Zentner. 

Zu 8 30 der Anordnung gilt für den Betrieb der Tauſch⸗ 
müllerei das unter A. Allgemeines zu III Geſagte. 

Die Schwunderſparniſſe find dem Kreisausſchuß allmonat⸗ 
lich zugleich mit der Vorlage der Durchſchrift des Mahl- und 
Lagerbuchs anzuzeigen und nach deſſen Weiſung gegen Entgelt 
abzuliefern. 

Zu 8 33 der Anordnung. Als Nachtſtunden gelten die 
Stunden von 8 Uhr abends bis 6 Uhr morgens. 

Zu 8 34. Die Ortspolizeibehörden haben jede durch fie 
angeordnete Schließung eines Betriebes ſofort hierher anzu⸗ 
eigen. 

25 Zu 8 35 der Anordnung. Im Abſatz 2, Satz 2 muß es ſtatt 
(88 28, 29) heißen „(88 48, 49)“. 

Zu 8 36 der Anordnung. Die Ortspolizeibehörden, ſowie 
die Gendarmerie⸗Wachtmeiſter des Kreiſes haben, abgeſehen 
von beſonderen Reviſionen durch Beauftragte des Landrats, 
die Betriebe, Geſchäfts- und Mahlbücher, ſowie die Getreide- 
und Mehlbeſtände der Mühle unter Vergleichung mit den vor⸗ 
rätigen Mahl⸗ und Schrot⸗ oder Schrotkarten der Selbſt⸗ 
verſorger, ferner die Vorräte an Brotgetreide und Mehl der 
Selbſtverſorger, ſoweit dieſes zum Verbrauch in der eigenen 
Wirtſchaft freigegeben iſt, auf die Menge des Verbrauchs, ſowie 


die ordnungsmäßige Lagerung und pflegliche Behandlung zu 


prüfen und vorſchriftswidrige Befunde ſofort zur Anzeige 
zu bringen. 


beſtraft. 
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über die ausgeführten Reviſionen iſt am 5. jeden Monats 
hierher zu berichten. 

Zu § 48 der Anordnung. Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften dieſer Ausführungsanweiſung oder Nichterfüllun⸗ 
gen der darin vorgeſchriebenen Handlungen werden gemäß 8 80, 
Abſ. 1, Nr. 12 der Reichsgetreideordnung für die Ernte 1918 
vom 29. Mai 1918 mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit 
Geldſtrafe bis zu 50 000 Mark oder mit einer dieſer Strafen 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Früchte oder 
Erzeugniſſe ohne Entgelt erkannt werden, auf welche ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter 
gehören oder nicht; ferner können nicht angezeigte oder ver⸗ 
heimlichte Vorräte ohne Zahlung einer Entſchädigung für ver⸗ 
fallen erklärt werden. 

Selbſtverſorgern kann durch den Landrat das Recht der 
Selbſtverſorgung entzogen und die ſofortige Verfallerklärung 
der Beſtände für die Reichsgetreideſtelle oder den Kommunal⸗ 
verband ausgeſprochen werden. 

Zu 8 49 der Anordnung. Sit eine der ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begangen, jo kann 
die Strafe auf Gefängnis bis zu 5 Jahren und auf Geldſtrafe 
bis zu 100 000 Mark erhöht werden. Neben Gefängnis kann 
auch auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Zu § 50 der Anordnung. Dieſe Ausführungsanweiſung 
tritt ſofort in Kraft. Gleichzeitig treten die Anordnung vom 
8. Oktober 1917 (Kreisblatt Nr. 81, Seite 503), der Nachtrag 
hierzu vom 17. April 1918 (Kreisblatt Nr. 32, Seite 160) und 
die am 22. Mai 1918 veröffentlichte Anordnung des Herrn 
Regierungspräſidenten in Marienwerder vom 17. Mai 1918 
(Kreisblatt Nr. 42, Seite 203) außer Kraft. 

Thorn den 9. Auguſt 1918. 

Der Kreisausſchuß des Landkreiſes Thorn. 


Bekanntmachung. 
e St. Ii 3121. 


Aufgrund der 88 4 und 9b des Geſetzes über den Belagerungs⸗ 
zuſtand vom 4. Juni 1851 (Geſetzſammlung, Seite 451) und 8 1 
des Geſetzes betreffend Abänderung dieſes vom 1. Dezember 1915 
(R.⸗G.⸗Bl. Seite 813) wird im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
folgendes beſtimmt: : 


8 1. 
Die Beſitzer der Binnenſchiffe, die im Bezirk des ſtellv. Ger 

1 17. A.⸗K. zu Lagerzwecken benutzt werden ſollen, 

aben 

a. hiervon rechtzeitig der Schiffahrtsabteilung beim Chef des 
Feldeiſenbahnweſens, Berlin N. W. 40, Kronprinzenufer 19 
oder der von ihr beſtimmten Dienſtſtelle Mitteilung zu machen. 
(Meldepflicht) In der Meldung find anzugeben: 

1. Name und Heimatsort des Fahrzeuges, 

2. Bor: und Zuname, Wohnort, Alter und Militärverhältnis. 
des Schiffers und jedes Mannes der Beſatzung, 5 
Vor⸗ und Zuname, Wohnort des Schiffseigners (bei Firmen 
genaue Bezeichnung der Firma und des Sitzes), 
bei gemieteten Fahrzeugen Name, (Firma) des Vermieters 

und Mieters, ſowie Dauer des Mietsverhältniſſes, 
Größe (Tragfähigkeit) des Fahrzeuges, 

Art, Gewicht und Menge des zu lagernden Gutes, 
7. der geplante Liegeort des Fahrzeuges, 

. die Genehmigung der Schiffahrtsabteilung beim Chef des Feld— 
eiſenbahnweſens oder der von ihr beſtimmten Dienſtſtelle einzu⸗ 
holen, daß das Fahrzeug zu Lagerzwecken benutzt werden darf. 
(Lagererlaubnis). Ohne dieſe Genehmigung iſt das Benutzen 
von Binnenſchiffen zu Lagerzwecken im Korpsbezirk verboten. 


Die Schiffahrtsabteilung kann die Sa, 1 Verpflichteten nach 
Maßgabe der Verkehrsverhältniſſe unter Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs von der Meldepflicht ($ 1a) und der Verpflichtung zur 
Einholung der Lagererlaubnis ($ 1 b) allgemein oder unter Be⸗ 
ſchränkung auf beſtimmte Güterarten oder auf beſtimmte Schiffs⸗ 
rößen zeitweilig befreien. Von der Befreiungsbefugnis wird, 
elk es die Verkehrserforderniſſe zulaſſen, in weiteſtgehendem 
Umfange Gebrauch gemacht werden. 

Die Befreiung und der Widerruf derſelben erfolgen durch 
öffentliche Bekanntmachung. 
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83. 
Binnenſchiffe, welche bei Inkrafttreten dieſer Verordnung oder 
Außerkrafttreten der Befreiung (§ 2) für Lagerzwecke benutzt wer— 


den, ſind auf Verlangen der Schiffahrtsabteilung oder der von ihr. 


beſtimmten Dienſtſtelle binnen einer von dieſer zu beſtimmenden 
Friſt zu löſchen. 

Die Friſt ſoll, ſofern nicht das Verkehrbedürfnis die Einhaltung 
einer kürzeren Friſt erfordert, 80 6 Tage betragen. 


Die Entſcheidungen der Schiſſahrtsabteilung erfolgen unter 
der Verantwortlichkeit des Kommiſſars des Feldeiſenbahnchefs in 
der Kriegsbetriebsleitung. 


Die Anordnungen und Befugniſſe der Reichsmarinebehörden 
werden durch dieſe Verordnung 085 berührt. 


Zuwiderhandlungen werden, ſofern die beſtehenden Geſetze 
keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr, bei Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder mit 
Geldſtrafe bis zu 1500 Mark ae 


Dieſe Verordnung tritt am 15. 8. 18 inkraft. 

Danzig, Graudenz, Thorn, den 4. Auguſt 1918. 
Stellv. Generalkommando XVII. Armeekorps. 
Der kommandierende General. 

Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 
Der Kommandant der Feſtung Danzig. 


Bekanntmachung. 

Um immer wieder auftauchenden Zweifeln im Eiſenbahnüber⸗ 

wachungsdienſt zu begegnen, gebe ich erneut Folgendes bekannt: 

1. Der Dienſt wird von Ueberwachungsreiſenden in Uniform und 
Zivil ausgeführt. a 

2. Die Reviſionen finden lediglich zum Schutz gegen die fortge⸗ 
ſetzte feindliche Agententätigkeit, zum Wohle unſeres geſamten 
Wirtſchaftslebens und zur Geheimhaltung unſerer militäriſchen 
Maßnahmen ſtatt. 

3. Jeder Ueberwachungsreiſende iſt mit einem Ausweis (Licht⸗ 
bild) verſehen, den er vorzeigt. 

4. Jede Militär⸗ oder Zivilperſon iſt verpflichtet, ſich dieſen 
Ueberwachungsreiſenden gegenüber auszuweiſen, wenn ſie darum 
angegangen werden. \ 

5. Es haben fich- auszuweiſen: 

a) Perſonen in wehrpflichtigem Alter durch Militärpapiere, 

b) Ausländer durch Paß bezw. durch Paßerſatz, 

c) alle übrigen Inländer am beſten durch einen polizeilichen 
oder ſonſtigen behördlichen Ausweis, mit Angabe der Staats⸗ 
angehörigkeit, des Wohnortes und des Alters und möglichſt 
mit abgeſtempeltem Lichtbild. 

6. Von der Einſicht des reiſenden Publikums wird erwartet, daß 
niemand dieſer notwendigen Reviſion Schwierigkeiten bereitet. 

7. Die Ueberwachungsreiſenden ſind berechtigt, feſtzunehmen: 

a) die Reiſenden, die einen Ausweis verweigern, 

b) die falſche Angaben über ihre Perſon machen, 

e) die ſich nicht genügend über ihre Perſon ausweiſen können. 
Solche Perſonen ſind von einer Weiterfahrt ſolange aus⸗ 

uſchließen, bis ihre Perſönlichkeit einwandsfrei feſtgeſtellt iſt. 

8. Es liegt im Intereſſe jedes Einzelnen, der Aufforderung ſich 
auszuweiſen, willig nachzukommen. 

Danzig den 15. Juli 1918. 

Stellv. Generalkommando 17. Armeekorps. 
der kommandierende General. 
Wagner, 

General der Infanterie. 


Die Ortsvorſteher erſuche ich, vorſtehende Bekanntmachung zu 
veröffentlichen. 
Thorn den 12. Auguſt 1918. 
Der Landrat. 


Kreiseingeſeſſene! 


Sammelt und trocknet die Kerne 
von Kirſchen (auch Sanuerkirſchen), Pflau⸗ 
men, Zwetſchen, Mirabellen, Reineklau⸗ 
den, Aprikoſen und Kürbiſſen und liefert 
ſie bei der nächſten Sammelſtelle in der 
Ortſchaft ab. 


Ihr helft auch damit unſerem Paterlande! 
Thorn den 16. Juli 1918. 


Der Landrat. 
Kleemann. 


Auf Grund des § 2, Abſ. 2 der Preuß. Ausführungsanwei⸗ 
ſung vom 10. Juni 1918 über die Preiſe für Heu aus der Ernte 
1918 vom 24. Mai 1918 (R.⸗G.⸗Bl. S. 421) und der mir vom 
Königl. Preuß. Landesamte für Futtermittel unterm 27. Juni d. 
33. erteilten Ermächtigung zur Feſtſetzung der Handelszuſchläge 
für Heu beſtimme ich für den ganzen Bereich der Provinz folgendes: 

Zu den in der bezeichneten Verordnung feſtgeſetzten Erzeuger⸗ 
höchſtpreiſen, nämlich von 

180 Mk. für die Tonne Heu von Kleearten, 

160 Mk. „ „ , Wieſen⸗ und Feldheu, 

192 Mk. „ „ „ gepreßtes Heu von Kleearten, 

7 Ml... ; Wieſen⸗ und Feldheu, 
tritt im Handel ein Zuſchlag von 

8 Mk. für die Tonne loſe verladenes Heu, 

5 Mk. für die Tonne gepreßt verladenes Heu. 

Dieſe Preiſe ſchließen die Koſten der Beförderung bis zur 
nächſten Verladeſtelle, von der das Heu mit der Bahn oder zu Waſſer 
verladen wird, ſowie die Koſten des Einladens daſelbſt ein. Sie ver⸗ 
ſtehen ſich für Heu mittlerer Art und Güte; für Heu minderer Art 
iſt ein entſprechend niedrigerer Preis zu zahlen. 

Im Falle verſpäteter Lieferung oder zwangsweiſer Leiſtung 
werden die Preiſe um 10 Mk. für die Tonne herabgeſetzt. 

Danzig den 1. Auguſt 1918. 

Der Oberpräſident. 


Die Ortsvorſteher erſuche ich Vorſtehendes ortsüblich bekannt 
zu geben. 
Thorn den 5. Auguſt 1918 
Der Landrat. 


Verteilung von Teinennähzwirn. 

In Abänderung meiner Bekanntmachung vom 19. Juni d. Js. 
(Kreisblatt Nr. 50) bringe ich hiermit zur Kenntnis, daß die Gül⸗ 
tigkeitsdauer der Markenabſchnitte Nr. 2 der Haushaltskar⸗ 
ten bis zum 20. September d. Js. verlängert wird. Zum Be⸗ 
zuge je eines Wickels Zwirn iſt außer den Haushaltsklaſſen B und 
O auch die Haushaltsklaſſe & berechtigt, da größere Beſtände bis⸗ 
her nicht abgeholt wurden. Die Inhaber der Haushaltungskarten 
Klaffe A, B und C werden daher aufgefordert, ſich den Zwirn, 
ſoweit der Vorrat reicht, unter Vorlage der ganzen Haushaltskarte 
und Ablieferung des Markenabſchnittes Nr. 2 von einem der im 
Kreisblatte bekanntgegebenen Kleinhändler bis zum 20. September 
d. Is. abzuholen. die bis zu dieſem Termine nicht eingelöſten 
Markenabſchnitte Nr. 2 verlieren ihre Gültigkeit. 

Die Magiſtrate in Culmſee und Podgorz ſowie die Herren, 
Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher erſuche ich, vorſtehende Bekanntmachung. 
ſofort in ortsüblicher Weiſe zu veröffentlichen. 

Thorn den 6. Auguſt 1918. 
der vorſitzende des Kreisausichuffes des Landkreiſes Thorn. 


Hierzu Beilage. 


Beilage zu Dr. 65 des Thorner „Kreisblatt.“ 


Mittwoch den 14. Auguſt 1918. 


Verordnung, 
betreffend den An: und Verkauf von Zucht⸗, 
Hut: und Alagervieh. 

Aufgrund der Verordnung des Bundesrats zur Ergänzung 
der Bekanntmachung über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen 
und die Verſorgungsregelung vom 25. September 1915 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 607) vom 4. November 1915 (Reichsgeſetzbl. S. 728), 
vom 6. Juli 1916 (Reichsgeſetzbl. S. 673) und aufgrund der 
Verordnung des Bundesrats über Fleiſchverſorgung vom 27. 
März 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 199) wird hiermit für den Um⸗ 
fang der Monarchie mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande 


angeordnet: 

Das Landesfleiſchamt wird ermächtigt, den An- und Verkauf 
von Zucht⸗, Nutz⸗ und Magervieh (Rinder, Kaͤlber, Schafe, 
Schweine), ſoweit eine Regelung durch die Landeszentralbehörden 
bisher nicht erfolgt iſt, zu regeln. 

Es kann ſolche An- und Verkäufe von einer Genehmigung 
abhängig machen oder dieſelben ganz verbieten. 

Das Landesfleiſchamt wird ermächtigt, dieſe Befugniſſe ganz 
oder teilweiſe auf die Provinzial⸗ (Bezirk). Fleiſchſtellen zu über⸗ 
tragen. 

i Dieſe Anordnung tritt ſofort inkraft. 

Berlin den 16. Juli 1918. 

Der Staatskommiſſar Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
für volksernährung. Domänen und Forſten. 

In Vertretung. Im Auftrage. 

gez.: Peters. gez.: Brümmer. 


Umſtehende Verordnung bringe ich hiermit zur allgemeinen 
Kenntnis. 
Thorn den 12. Auguſt 1918. 
Der Landrat. 


Bekanntmachung. 
Betrifft den Handel mit Schlachtpferden und 
Pferdefleiſch. | 


Der Betrieb des Roßſchlächtereigewerbes, der Ankauf von 
Pferden zur Schlachtung und der Handel mit Pferdefleiſch iſt 
gem. Ausführungsanweiſung vom 15. 7. 18 zur Verordnung 
des Herrn Staatsſekretärs des Kriegsernährungsamtes vom 14. 
6. 18 (R.⸗G.⸗Bl. S. 655) mit dem 1. Auguſt 1918 von der 
Genehmigung durch die Provinzialfleiſchſtelle in Danzig abhängig. 
Die Genehmigung wird nur vorübergehend und in der Regel 
nur ſolchen Perſonen erteilt, die das Roßſchlächtereigewerbe 
bereits vor dem 1. Auguſt 1914 ausgeübt haben. 

« Anträge um Zulaſſung find ſofort an den Kreisausſchuß 
(Kreisfleiſchamt) zu richten. 

Zur Ausfuhr von Schlachtpferden und Pferdefleiſch aus dem 
Landkreiſe Thorn iſt die Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
(Kreisfleiſchamt) einzuholen. 

Thorn den 12. Auguſt 1918. 

der Dorfigende des Ureisausſchuſſes Thorn. 


Bekanntmachung über Erzeugerhöchſtpreiſe 
für Zwiebeln. 
Auf Grund des § 4 der Verordnung über Gemüſe, Obſt und 
eg vom 3. April 1917 (Reichsgeſetzblatt Seite 307) wird 
beſtimmt: 


81. 
Der Preis für inländiſche Zwiebeln darf beim Verkauf durch 
den Erzeuger die nachſtehenden Sätze je Zentner nicht überſteigen: 


Bei Lieferung auf Grund eines 
von der Reichsſtelle für Gemüſe 
und Obſt abgeſchloſſenen oder von 
ihr genehmigten Lieferungsvertra⸗ 


ges. 

Für Zwiebeln, loſe 

bis 31. Oktober 1918 14,50 Mk. 15,— Mk. 
vom 1. November 1918 ab 15, — Mk. 15,50 Mk. 
vom 1. Dezember 1918 ab 15,50 Mk. 16, — Mk. 
vom 1. Januar 1919 ab 16,50 Mk. 17, Mk. 
vom 1. Februar 1919 ab 18,50 Mk. 19,— Mk. 
vom 1. März 1919 ab 20,50 Mk. 21,— Mt 


Dieſe Preiſe gelten für geſunde, marktfähige Handelsware frei 
verladen in Bahnwagen oder in Schiff. 
2 


Für Saat⸗ und Steckzwiebeln bleiben die beſonderen Beſtim⸗ 
mungen der Bekanntmachung der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt 
vom 15. November 1917 (Reichsanzeiger 273 vom 16. November) 
aufrechterhalten. a 


8 3. 
Dieſe Verordnung tritt am 11. Auguſt 1918 in Kraft. 
Berlin den 7. Auguſt 1918. 
Reichsſtelle für Gemüſe und Obft. 
Der Vorſitzende. 


J. V.: 
Wilhelm. 


Wird hiermit bekannt gegeben. 
Thorn den 10. Auguſt 1918. 
Der Landrat. 


Bekanntmachung über Erzeugerhöchſtpreiſe 
N für Obſt. 
(Aus dem „Reichsanzeiger“ Nr. 182 vom 3. Auguſt 1918.) 
Auf Grund des § 4 der Verordnung über Gemüſe, Obſt und 


Südfrüchte vom 3. April 1917 (Reichsgeſetzblatt S. 307) wird 
beſtimmt: 


8 1. 5 

Der Preis für die folgenden Obſtſorten darf beim Verkauf 
fe den Erzeuger die nachſtehenden Sätze je Pfund nicht über⸗ 
teigen: i 

1) Aepfel und Birnen. 
Gruppe I. Tafelobſt 0,35 Mk. 

Tafelobſt ſind alle gepflückten, nach ihrer Beſchaffenheit ſofort 
oder nach Ablagerung zum Rohgenuß geeigneten Früchte unter Aus⸗ 
ſcheidung ſämtlicher kleinen, verkrüppelten und beſchädigten Früchte 

und mit Ausnahme von Edelobſt. 
Gruppe II. Wirtſchaftsobſt 0,15 Mk. 

Wirtſchaftsobſt iſt alles Schüttel⸗, Moſt⸗ und Fallobſt ſowie 
das aus der Gruppe I ausgeſchiedene Obſt, ſoweit es für die Her⸗ 
ſtellung von Marmelade, zum Kochen, Dörren und zu ſonſtigen 
Wirtſchaftswecken geeignet iſt. 

2) Zwetſchen. 

Zwetſchen, Hauspflaumen, Hauszwetſchen, Muspflaumen, 

Bauernpflaumen, Thüringer Pflaumen mit Ausnahme 5 

der Brennzwetſchee n 0,20 Mk. 

Brennzwetſchen 82 0,10 Mk. 


Für Edelobſt (Aepfel und Birnen) wird kein einheitlicher Höchſt⸗ 
preis feſtgeſetzt. Hierfür darf dem Erzeuger durch die Landes-, Pro⸗ 
vinzial⸗ und Bezirksſtellen für Gemüſe und Obſt oder die von die» 
ſen beſtimmten Stellen ein nach der Güte und Verwertbarkeit des 
Obſtes zu bemeſſender höherer Preis als 35 Pf. bis zu 80 Pf. 
je Pfund, in beſonderen Ausnahmefällen bis zu 100 Pf. je Pfund 
gewährt werden. 

Als Edelobſt kommt ausſchließlich allerfeinſtes, ſchon bisher 
in Stückfrüchten gehandeltes Obſt in Betracht, das vollkommen aus⸗ 
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gebildet, ohne Schönheitsfehler und ohne Beſchädigungen ſein, den 
anerkannt beſten Sorten angehören, das für die betreffende Sorte 
gültige Mindeſtgewicht aufweiſen und beim Verſand ſo ſorgfältig 
verpackt ſein muß, daß eine gute * gewährleiſtet iſt. 


Auf den Erzeugerpreis von Tafeläpfeln und Tafelbirnen dür⸗ 
fen Aufbewahrungszuſchläge berechnet werden, und zwar für die 
eit je Zentner 


vom 16. Oktober bis 31. Oktober 1918 3 Mk. 
vom 1. November bis 15. November 1918 2 Mk. 
vom 16. November bis 30. November 1918 2 Mk. 


und dann je Monat und Zentner 2 Mk. mehr. 
: Für Wirtſchaftsobſt dürfen Aufbewahrungszuſchläge nicht gewährt 
werden. 


8 4. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin den 31. Juli 1918. 
Reichsſtelle für Gemüſe und Obit. 
Der Vorſitzende: von Tilly. 


Wird hiermit bekannt gegeben. 
Thorn den 9. Auguſt 1918. 
Der Landrat. 


Aufruf! 
Mulſche Männer, Deutihe Frauen, erinnert Euch! 


Deutſchland wuchs — und dehnte und reckte ſich. Da zog der 
deutſche Pionier hinaus — nach den deutſchen Kolonien. Und baut, 
emſig Stein um Stein. Ging unbekümmert vorwärts ſeinen Wege 

bb ihn die Tropenſonne ſtach, der Dornbuſch ſeinen Rock zerfetzte. 
Stolz war das Werk — mit Blut und Schweiß gedüngt. 

Die deutſchen Kolonien, fie gaben dem Mutterlande taufend- 
fachen Dank zurück — ſie gaben ihm Rohſtoffe mannigfachſter Art. 
und wagte je der Eingeborenen Unbotmäßigkeit am ſtolzen Bau zu 
rütteln, ſo war die Schutztruppe der Kolonien Schirm und Hort. 

Da brach der Wehrwolf in die deutſchen Schutzgebiete! Eng⸗ 
lands weiße und farbige Hilfsvölker riſſen nieder was deutſcher Fleiß 
in glücklichen Friedensjahren mühſam aufgebaut hatte. Gegen eine 
Welt von Feinden — ohne Verbindung mit der Heimat — mußte 
ſich das Geſchick unſerer Kolonien erfüllen. 

Erinnert Euch derer, die — für Dentſchlands Ehre — einen 
ausſichtsloſen Kampf bis zum bitteren Ende kämpften! Die auf den 


An die Hausfrauen im Kreife. 


| Kaſerne I., Hohe Seigen nach der Kajerne | 


fernen Inſeln der Südſee, im Sonnenbrand Afrikas ungebrochen des 
Reiches Flagge hochhielten! Die — wie Lettows Heldenſchar — 
unter unſäglichen Mühſalen und Entbehrungen, von jeder Zufuhr 
abgeſchnitten, einen Heldenkampf führten, wie er ohnegleichen iſt in 
der Weltgeſchichte. — 

An der Feinde Uebermacht barſt unſerer Schutztruppen trotzige 
Wehr; als der ſtolze Bau ſtürzte, da begrub er unter ſeinen Trüm⸗ 
mern zahlloſe deutſche Brüder. Zerſtört liegen blühende Pflanzungen, 
1 Farmen, der Stolz unſerer Landsleute, die Früchte ihrer 

rbeit. 

Denkt daran, Deutſche! Unſere Kolonien müſſen wir wieder haben, 
wollen wir nicht zum Engländer um Rohſtoffe betteln gehen, wollen 
wir nicht deutſches Land mit deutſchem Blut getränkt, in Feindes 
Hand belaſſen. Und denkt daran, daß ihnen allen, die drüben als 
deutſche Helden zuſammenſtanden bis zum letzten Mann — vorn am 
Feind und hinter der Front — des ganzen deutſchen Volkes Dank 
gebührt. 

Ihre Not zu lindern, die Wunden zu heilen, die ihnen der 
Krieg an Leib und Leben, an Hab und Eut geſchlagen, ſei der 
deutſchen Heimat Ehrenpflicht! 

Treue um Treue — gebt ihnen, wie ſie Euch gaben! 

Tragt Euer Scherflein bei für die Kolonialkriegerſpende! 

Spendet reichlich! 
Der Ertrag dieſer Spende dient zur Verwendung 
für alle ſchwer Geſchädigten in den Kolonien! 

Berlin, im Juni 1918. 

Wilhelm, 
Kronprinz des deutſchen Reiches und von Preußen. 


erzog Johann Albrecht v. Hindenburg, 
5 = eg a BR 


Dr. Graf v. Bertling, v. Capelle, 
Reichskanzler. Staatsſekretär des Reichs-Marineamts. 
Ludendorff, 


Dr. Solf, 
Staatsſekretär des Reichs⸗ 
kolonialamts. 


Erſter Generalquartiermeiſter, 
General der Infanterie. 


v. Moeſter, 


v. Stein, 
Kriegsminiſter, General der Artillerie.“ Großadmiral. 


v. Linſingen. 
Generaloberſt, Oberbefehlshaber i. d. Marken. 
Thorn, im Auguſt 1918. 
Kreiskomitee für Kriegswohlfahrtspflege im 
Landkreiſe Thorn. 
Landrat Dr. Kleemann, 
Vorſitzender. 


= Nicht amtliches. 


Für die Kleinen und Kleinſten in un⸗ 

ſerem Kreis Thorn bitte ich heute! 

ür unſere Jünglinge! 
Das Nötigſte, die Wäſche fehlt ihnen, und 
darum wende ich mich vertrauensvoll an die 
Hausfrauen im Kreiſe. Helft und gebt. 
Hier und dort iſt doch noch ein entbehrliches 
Stück, das ſich für unſere Säuglinge eignet 
oder für ſie zurechtgemacht werden kann. 

Alſo: Eile tut not! Darum bitte ich um 
ſchnellſte Erfüllung meines Wunſches. 

Die Herren Gemeinde- und Gutsvor⸗ 
ſteher ſind bereit, die eingegangenen Gaben 
an die Hauptſammelſtelle im Landratsamt, 
Zweigſtelle: Gewerbeſchule (Eingang von der 
Theaterſeite aus) zu befördern. 

Thorn, im Auguſt 1918. 

Der Landrat. 
Kleemann. 


Die Geſchäftszimmer der Hauptabrech⸗ 
mungsſtelle für Kriegsgefangenenarbeiten 17. 
AR. find am 1. d. Mts. von der Artl.⸗ 


der Maſchinengewehr-Kompagnie des Grena⸗ 

dier⸗Regiments Nr. 5 verlegt worden, was 

ich hiermit zur allgemeinen Kenntnis bringe. 
Thorn den 9. Auguſt 1918. 
Der Landrat. 


Betrifft handwerkskammerbeiträge. 
Unter Hinweis auf meine Kreisblattsbe⸗ 
kauntmachung vom 21. Juni 1918, — Kreis⸗ 
blatt Nr. 53, — fordere ich die Ortsvor⸗ 
ſteher nochmals auf, die in Spalte 6 aufge- 
führten Beträge innerhalb 8 Tagen an die 
Königliche Kreiskaſſe abzuführen. 
Thorn den 8. Auguſt 1918. 
Der Landrat. 


Die Geflügelcholera 
unter dem Federviehbeſtande des Beſitzers 
Peter Bielitz in Schillno iſt erloſchen. 
Thorn den 6. Auguſt 1918. 


Der Landrat. 


SSS SS DD 
Ein Bart —ein Bill um sech 


Darum trage jeder ſeinen Teil bei zur Stär⸗ 

kung der Heimatfront durch Abgabe ent⸗ 

behrlicher Anzüge für die Land wirtſchaft 
und kriegswichtigen Betriebe. 


SSS c 
Buhdruderleprling 


findet kräftiger, anftelliger Knabe ſofort oder 
ſpäter eine Stelle. Schulabgangszeugnis iſt 
bei der Meldung vorzulegen. 


(. eg Buchdruckerei, 


orn. 


— 


Druck und Verlag der C. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei in Thorn. 
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